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Sehr geehrte Damen und Herren!  

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster u.a. Entscheidungen zur Verfassungsmäßigkeit der Höhe der 

Aussetzungszinsen und zur Einheitlichkeit der Gebührenfestsetzung bei einer gegenüber mehreren Personen erteilten 

verbindlichen Auskunft.   

 

 
 

 

Aktuelle Entscheidungen  

 

 

Keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Höhe der Aussetzungszinsen  

Der 6. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 8. März 2023 (Az. 6 K 2094/22 E) und der 3. Senat des 

Finanzgerichts Münster hat mit einem im Verfahren über die Aussetzung der Vollziehung ergangenen Beschluss vom 10. 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/6_K_2094_22_E_Urteil_20230308.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/3_V_2464_22_Beschluss_20230210.html


Februar 2023 (Az. 3 V 2464/22) entschieden, dass der Zinssatz von 0,5 % pro Monat bei Aussetzungszinsen – anders als 

bei Nachzahlungszinsen – keinen verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet. In beiden Fällen wollten die 

Steuerpflichtigen den zur Höhe von Nachzahlungszinsen von ebenfalls 0,5 % pro Monat ergangenen Beschluss des 

Bundesverfassungsgerichts vom 8. Juli 2021 (Az. 1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17) auf die für die Dauer der Aussetzung 

der Vollziehung zu zahlenden Zi nsen übertragen. In diesem Beschluss hatte das Bundesverfassungsgericht aufgrund der 

Niedrigzinsphase die Höhe der Nachzahlungszinsen ab 2014 für verfassungswidrig, das Gesetz aber erst ab 2019 für 

unanwendbar erklärt. 

Beide Senate des Finanzgerichts Münster lehnten eine Übertragung dieser Rechtsprechung auf Aussetzungszinsen ab. 

Das Bundesverfassungsgericht habe ausdrücklich darauf abgestellt, dass Nachzahlungszinsen durch eine verzögerte 

Bearbeitung der Finanzämter anfallen könnten, ohne dass der Steuerpflichtige hierauf Einfluss nehmen könne. 

Demgegenüber bestehe anstelle der Aussetzung der Vollziehung die Möglichkeit, den streitigen Steuerbetrag – ggf. über 

die Beschaffung eines zinsgünstigen Kredits – zu bezahlen und damit die Aussetzungszinsen zu vermeiden. Eine 

verfassungswidrige Ungleichbehandlung zu Steuerschuldnern, bei denen keine Aussetzungszinsen anfallen, liege 

aufgrund dieser bewussten Entscheidung nicht vor. 

Der 3. Senat des Finanzgerichts Münster hat seine ablehnende Entscheidung zusätzlich darauf gestützt, dass das im 

Aussetzungsverfahren wegen verfassungsrechtlicher Zweifel erforderliche besondere Aussetzungsinteresse fehle, denn 

weder habe das Bundesverfassungsgericht Aussetzungszinsen oder einen vergleichbaren Tatbestand für nichtig erklärt 

noch drohten dem Antragsteller irreparable Nachteile aus der Verzinsung. Der Beschluss ist rechtskräftig. 

Gegen das Urteil des 6. Senats des Finanzgerichts Münster ist ein Revisionsverfahren beim Bundesfinanzhof (Az. VIII R 

9/23) anhängig. 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/3_V_2464_22_Beschluss_20230210.html


Diese Entscheidungen werden auch in unserem neuesten PodcaSTeuerrecht besprochen.  

Gemeinsamer Gebührenbescheid bei mehreren inhaltsgleichen verbindlichen 

Auskünften  

Erteilt das Finanzamt acht inhaltsgleiche verbindliche Auskünfte wegen einer mehrstufigen Umstrukturierungsmaßnahme, 

ist hierfür ein gemeinsamer Gebührenbescheid zu erlassen mit der Folge, dass insgesamt eine geringere Gebühre entsteht. 

Dies hat der 6. Senat des Finanzgerichts Münster mit Urteil vom 8. Februar 2023 (Az. 6 K 1330/20 AO) entschieden. 

Die acht Kläger waren teils unmittelbar und teils mittelbar an einer Holdinggesellschaft beteiligt. Wegen einer geplanten 

Umstrukturierungsmaßnahme (Einlage der Anteile in eine neu zu gründende GmbH & Co. KG und anschließender 

Formwechsel dieser KG in eine GmbH) beantragten alle acht Kläger gemeinsam beim Finanzamt die Erteilung einer 

verbindlichen Auskunft zur Klärung der Frage, ob hierdurch stille Reserven aufgedeckt würden. Das Finanzamt erteilte 

jeweils acht inhaltsgleiche verbindliche Auskünfte gegenüber den Klägern und setzte gegenüber jedem Kläger eine Gebühr 

fest. 

Hiergegen legten die Kläger Einsprüche ein und begehrten eine einheitliche Gebührenfestsetzung gemäß § 89 Abs. 3 Satz 

2 AO, da die verbindlichen Auskünfte gegenüber allen Klägern nur einheitlich hätten erteilt werden können. Hilfsweise 

begehrten sie eine Herabsetzung der Gebühren aus Billigkeitsgründen nach § 89 Abs. 7 AO. 

Das Finanzamt wies die Einsprüche zurück. Eine einheitliche Entscheidung liege nicht vor, da die verbindlichen Auskünfte 

acht einzelne Einbringungsvorgänge betroffen hätten. Die Gebührenfestsetzung sei auch nicht sachlich unbillig, da der 

tatsächliche Gegenstandswert den maximalen Gegenstandswert erheblich überstiegen habe. 

https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/podcast_steuerrecht/index.php
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/6_K_1330_20_AO_Urteil_20230208.html


Die Klage hat in vollem Umfang Erfolg gehabt. Der 6. Senat des Finanzgerichts Münster verpflichtete das Finanzamt, 

gegenüber allen Klägern als Gesamtschuldnern nur eine Auskunftsgebühr anzusetzen. Dem stehe nicht entgegen, dass 

Umwandlungsfälle noch nicht ausdrücklich von § 1 Abs. 2 StAuskV in der für den Streitfall gültigen Fassung erfasst waren. 

Diese Vorschrift regelt, in welchen Fällen eine verbindliche Auskunft in Mehrpersonenverhältnissen nur einheitlich 

beantragt werden kann. Der Anwendungsbereich des § 89 Abs. 3 Satz 2 AO, der eine einheitliche Gebührenerhebung 

vorsieht, sei aber – so der Senat – nicht auf die in § 1 Abs. 2 StAuskV geregelten Fälle beschränkt. Das Finanzamt sei 

nicht gehindert, auch in anderen Fällen eine einheitliche verbindliche Auskunft zu erteilen. 

Im Streitfall habe das Finanzamt die verbindliche Auskunft gegenüber allen Klägern einheitlich erteilt. Nach der 

Gesetzesbegründung liege eine Einheitlichkeit dann vor, wenn die Bindungswirkung einer verbindlichen Auskunft 

gegenüber allen Antragstellern gleichermaßen besteht oder nicht besteht. Dies sei vorliegend der Fall, denn das Finanzamt 

habe, auch wenn es formell acht Bescheide erlassen habe, inhaltsgleiche und damit einheitliche Entscheidungen getroffen. 

Die unterschiedlichen Beteiligungsverhältnisse der einzelnen Kläger seien für das Ergebnis der verbindlichen Auskunft 

nicht entscheidend gewesen. Dass die Anträge auf ein mehrstufiges Umwandlungsvorhaben gerichtet gewesen seien, 

stehe der Einheitlichkeit nicht entgegen, weil das Finanzamt diesen Umstand bei der Gebührenfestsetzung nicht 

berücksichtigt habe. Unmaßgeblich für die Gebührenfestsetzung sei schließlich auch, ob die formell mehrfache 

Antragstellung zur Erreichung der von den Klägern erhofft en Rechtssicherheit erforderlich gewesen sei und wie viel 

Prüfungsaufwand das Finanzamt tatsächlich in die Bearbeitung investiert habe. Auf die Frage der Unbilligkeit kam es 

danach nicht mehr an. 

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.  



Entgelt für die Stellung von Sicherheiten führt zu sonstigen Einkünften   

Bereits mit Urteil vom 29. Dezember 2021 (Az. 8 K 592/20 E) hat der Einzelrichter des 8. Senats des Finanzgerichts 

Münster entschieden, dass ein Entgelt für die Zurverfügungstellung von Sicherheiten keine Kapitalerträge, sondern 

sonstige Einkünfte darstellt. 

Die Klägerin gewährte einer GmbH, an der sie nicht beteiligt war und zu der sie auch sonst keine persönlichen Beziehungen 

unterhielt, für die Durchführung eines Bauvorhabens die Verpfändung eines Bankguthabens i.H.v. 200.000 € und stellte 

einen bei Bedarf in Teilbeträgen abrufbaren Girokredit i.H.v. 250.000 €. Das vereinbarte Entgelt von 50.000 € zahlte die 

GmbH nach Abschluss des Bauvorhabens und Freigabe des verpfändeten Betrages. 

Diesen Betrag erklärte die Klägerin als Einkünfte aus Kapitalvermögen. Das Finanzamt behandelte ihn jedoch als sonstige 

Einkünfte und unterwarf ihn dem Regelsteuersatz. 

Das Gericht hat die nach erfolglosem Einspruchsverfahren erhobene Klage abgewiesen. Sowohl die Verpfändung des 

Kontoguthabens als auch die Bereitstellung des Betriebsmittelkredits stellten Leistungen im Sinne von § 22 Nr. 3 EStG dar. 

Die Verpfändung des Guthabens führe nicht zu Kapitaleinkünften nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG, da die Klägerin das Entgelt 

nicht für die Bereitstellung von Kapital und damit nicht „aus“ ihrer Kapitalforderung gegenüber der Bank erhalten habe. Die 

Klägerin habe der GmbH kein Kapital zur Verfügung gestellt und die GmbH habe auch nicht die Rückzahlung von 

Kapitalvermögen zugesagt. Vielmehr habe die Klägerin ihr Kapitalvermögen weiterhin zur Erzielung von Zinsen nutzen 

können. Die doppelte Nutzung einer Kapitalforderung zur Fruchtziehung sei nicht möglich. 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2021/8_K_592_20_E_Urteil_20211229.html


Die Bereitstellung des Betriebsmittelkredits führe ebenfalls nicht zu Kapitaleinkünften. Auch bei Bereitstellungszinsen 

werde weder die Rückzahlung von Kapital vereinbart noch ein Entgelt für die Überlassung des Kapitals zur Nutzung 

zugesagt oder geleistet. Erst mit Abruf des Kredits werde Kapitalvermögen entgeltlich zur Nutzung überlassen. 

Auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Kläger hat der Bundesfinanzhof jetzt die Revision zugelassen. Das 

Revisionsverfahren ist dort unter dem Az. VIII R 7/23 anhängig.  

 

 

 

  



 

Weitere Entscheidungen 

im Überblick 
 

 

 

Einkommensteuer 

Zur Aktivierung eines Brennrechts nach Abschaffung des Branntweinmonopols als immaterielles Wirtschaftsgut 

und zur Behandlung eines nach § 58a Abs. 4 BranntwMonG von der Bundesmonopolverwaltung gezahlten 

Ausgleichsbetrags (Urteil vom 14. März 2023, Az. 2 K 842/20 E)  

Körperschaftsteuer 

Zur Annahme einer verdeckten Gewinnausschüttung anlässlich des Verzichts eines Gesellschafter-

Geschäftsführers auf eine Pensionszusage gegen Abfindung (Urteil vom 15. Februar 2023, Az. 13 K 391/20 K,G)  

Umsatzsteuer 

Wird eine Umsatzsteuerverbindlichkeit gegen die Insolvenzmasse begründet, wenn der ehemalige 

Geschäftsführer der Insolvenzschuldnerin ein Fahrzeug aus der Insolvenzmasse ohne Kenntnis des 

Insolvenzverwalters veräußert? (Urteil vom 28. Februar 2023, Az. 15 K 552/20 U)  

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/2_K_842_20_E_Urteil_20230314.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/13_K_391_20_K_G_Urteil_20230215.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/15_K_552_20_U_Urteil_20230228.html


Kindergeld 

Zur Vereinbarkeit der Anforderungen des § 62 Abs. 1a Satz 3 EStG an die Kindergeldberechtigung 

Staatsangehöriger eines anderen EU-Mitgliedstaats mit Verfassungs- und Unionsrecht (Urteil vom 7. Februar 2023, 

Az. 8 K 903/21 Kg)  

 

 

 

 

In eigener Sache  

 

 

Dr. Fabian Schmitz-Herscheidt zum Richter am Bundesfinanzhof gewählt  

Am 30. März 2023 hat der Bundesrichterwahlausschuss Herrn Richter am Finanzgericht Dr. Fabian Schmitz-Herscheidt 

an den Bundesfinanzhof gewählt. Herr Dr. Schmitz-Herscheidt (45) war nach seinem Studium der Rechtswissenschaften 

und seiner Promotion in Münster zunächst ab 2005 als Rechtsanwalt in einer überregionalen Wirtschaftsprüfungs- und 

Steuerberatungsgesellschaft in Münster tätig, bevor er 2009 an das Finanzgericht Münster wechselte. Neben seiner 

richterlichen Tätigkeit im unter anderem für Spezialfragen des Körperschaftsteuerrechts zuständigen 13. Senat nimmt er 

auch die Aufgaben des Dezernenten für Rechtssachen wahr. Zusätzlich ist Herr Dr. Schmitz-Herscheidt Prüfer im 2. 

Staatsexamen beim Landesjustizprüfungsamt Nordrhein-Westfalen sowie Lehrbeauftragter an der Universität Bielefeld und 

Verfasser zahlreicher steuerrechtlicher Kommentierungen und Aufsätze. Ab Oktober 2020 war er für mehrere Monate an 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/8_K_903_21_Kg_Gerichtsbescheid_20230207.html


das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soz iales des Landes Nordrhein-Westfalen abgeordnet. Herr Dr. Schmitz-

Herscheidt lebt mit seiner Ehefrau und seinen beiden Söhnen in Münster. 

Der Präsident des Finanzgerichts Münster, Christian Wolsztynski, zeigte sich über die Wahl sehr erfreut: „Im Namen aller 

Angehörigen des Finanzgerichts Münster gratuliere ich Herrn Dr. Schmitz-Herscheidt ganz herzlich zu seiner Wahl als 

Bundesrichter. Herr Dr. Schmitz-Herscheidt ist eine Richterpersönlichkeit mit herausragenden fachlichen und persönlichen 

Fähigkeiten, der das Richteramt stets mit sehr viel Fürsorge und Empathie ausgeübt hat und den Verfahrensbeteiligten 

„auf Augenhöhe“ begegnet ist. Wir wünschen ihm für seinen beruflichen und privaten Lebensweg alles erdenklich Gute.“   
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Herausgegeben vom Präsidenten des Finanzgerichts Münster 

Redaktion: VRaFG Dr. Jan-Hendrik Kister, Warendorfer Straße 70, 48145 Münster, Tel. 0251/3784-162, Telefax 

0251/3784-201, E-Mail: jan-hendrik.kister@fg-muenster.nrw.de 

Web: www.fg-muenster.nrw.de 

Der Newsletter des Finanzgerichts Münster erscheint regelmäßig zum 15. eines Monats. Sie haben jederzeit die 

Möglichkeit, den Newsletter über folgenden Abmeldelink wieder abzubestellen. Den Volltext der Entscheidungen des 

Finanzgerichts Münster und der anderen Gerichte Nordrhein-Westfalens finden Sie in der Rechtsprechungsdatenbank 

NRW-Entscheidungen. Auf der Homepage des Finanzgerichts Münster sind die anhängigen Revisionsverfahren gegen 

Entscheidungen des Finanzgerichts Münster aufgelistet, die ab 1. Januar 2013 veröffentlicht wurden. Volltexte der 

Entscheidungen des Bundesfinanzhofs, auf die verwiesen wird, sind auf der gerichtseigenen Rechtsprechungsdatenbank 

des Bundesfinanzhofs abrufbar. Die Entscheidungen werden nur zur nicht gewerblichen Nutzung kostenfrei zur Verfügung 

gestellt (§ 11 Abs. 2 S 2 JVKostG). Informationen für Interessenten einer gewerblichen Nutzung werden hier bereitgestellt. 
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